
Opfer treten als Nebenkläger auf
Missbrauchsfall Lügde: Laut Staatsanwaltschaft sei der Fund weiterer Datenträger nicht relevant.

Der Prozess soll Anfang Juni vor dem Landgericht Detmold beginnen

Von Carolin Brokmann

¥ Lügde/Detmold. Im Fall des
Missbrauchs auf dem Cam-
pingplatz „Eichwald“ im lip-
pischen Lügde haben sich bis-
lang 14 mutmaßliche Opfer als
Nebenkläger gemeldet, bestä-
tigt Oberstaatsanwalt Ralf Vet-
ter. Ihnen stehen dadurch be-
sondere Rechte zu, etwa eige-
ne Fragen und Beweisanträge
zu stellen.

Laut Vetter ist es möglich,
dass noch mehr mutmaßliche
Opfer als Nebenkläger im Pro-
zess auftreten werden. Min-
destens 40 Kinder und Jugend-
liche sollen vom Hauptbe-
schuldigten Andreas V. und
seinen Komplizen über Jahre
hinweg auf dem Camping-
platz missbraucht worden sein.
Als Geschädigte kommen sie
indiesemFallnichtnuralsZeu-
gen, sondern auch als Neben-
kläger in Betracht.

„Nebenkläger haben deut-
lich mehr Rechte als Zeugen“,
erklärt Vetter. Sie dürfen wäh-
rend der gesamten Verhand-
lung im Gerichtssaal anwe-
send sein – auch wenn sie meist
bis zu ihrer eigenen Verneh-
mung gebeten würden, auf die
Anwesenheit zu verzichten.
Außerdem dürfen Nebenklä-
ger Zeugen befragen und zum
Schluss selbst plädieren. Selbst
Rechtsmittel, etwa das Einle-
gen einer Revision bei Frei-
spruch des Angeklagten, ste-
hen ihnen zu. Einige Neben-
kläger sind laut Vetter in sol-
chen Fällen persönlich anwe-
send und wollen „dem Ange-
klagten in die Augen schau-
en“. Viele jedoch ließen sich
durch einen Anwalt vertreten.
Das werde auch in diesem Fall
erwartet.

Der Bielefelder Rechtsan-
walt Peter Wüller wird vier der
mutmaßlichen Opfer vertre-
ten. Seine Mandanten seien
zwischen fünf und 13 Jahre alt.
„Für alle Beteiligten wäre es
besser, die Beschuldigten ge-
ben ihre Taten zu und tragen
so zur Aufklärung des Sach-
verhalts bei.“ So würden die
Kinder geschont und müssten
nicht noch als Zeugen vor Ge-
richt aussagen. Auch die Vi-
deos von den Taten müssten
dann nicht angeschaut wer-
den. „Das ist schwerer To-
bak“, sagt Wüller, das wolle
keiner der Beteiligten sehen.

Von den drei Beschuldig-
ten hat bisher nur einer im Er-

mittlungsverfahren gestan-
den: Heiko V. hat zugegeben
per Videochat beim Miss-
brauch zugesehen zu haben.

Auch Oberstaatsanwalt Vet-
ter hofft, den Kindern eine wei-
tere Befragung ersparen zu
können, da die mutmaßlichen
Opfer bereits eingehend von
der Polizei vernommen wur-
den. Es wäre „eine Katastro-
phe“, wenn sie die Gescheh-
nisse immer weiter durchle-
ben müssten.

Die bereits vorliegenden
Aussagen der Kinder hält die
Staatsanwaltschaft für wichti-
ger als die bei den Verdächti-
gen gefundenen CDs, DVDs
und Festplatten. Insgesamt 15
Terabyte an Daten haben die
Ermittler bislang gesammelt,
die immer noch ausgewertet
werden. Von den Datenträ-
gern, die aus den Räumen der
Kreispolizei Lippe verschwun-

den sind, fehlt weiter jede Spur.
Als skandalös bewertet

Rechtsanwalt Wüller auch die
Tatsache, dass die Tatorte auf
dem Campingplatz sechsmal
durchsucht wurden und dabei
anscheinend trotzdem nicht al-
les gefunden wurde. Beim Ab-
riss der Baracke des Haupt-
verdächtigen wurden weitere

Datenträger entdeckt. „Vor al-
lem bei diesen Delikten muss
jeder Stein zwei- oder dreimal
umgedreht werden“, fordert
Wüller.

In einer Mitteilung erklärt
die Staatsanwaltschaft Det-
mold, dass die letzten Funde
„überwiegend veralteter
Datenträger ungeklärter Her-

kunft“ keine Relevanz für das
Ermittlungsverfahren besit-
zen. Sämtliche Funde und Fest-
stellungen im Zusammenhang
mit den Abrissarbeitenauf dem
Campingplatz seien von der
Staatsanwaltschaft als „nicht
beweiserheblich für das Ver-
fahren“ eingestuft worden.

Ebenso werde die Polizei
hinsichtlich des Missbrauchs
auf dem Campingplatz keine
weiteren Ermittlungen durch-
führen, weder zu den zuletzt
aufgefundenen Videokasset-
ten und Datenträgern, noch
zum festgestellten Gerätever-
schlag des Hauptbeschuldig-
ten. Um das Ermittlungsver-
fahren zügig und sachgerecht
abzuschließen, „werden sich
Staatsanwaltschaft und Polizei
auf die vorliegenden, sicher-
gestellten und verfahrensrele-
vanten Beweise konzentrie-
ren.“

Kein weiterer Abriss
´ Ein Gerücht, demzufol-
ge auch der Wohnwagen
des Steinheimer Verdäch-
tigen Mario S. auf dem
Campingplatz in Lügde
abgerissen werden sollte,
konnte gestern nicht be-
stätigt werden.
´ Die letzten Mulden von
der abgerissenen Baracke
des Hauptverdächtigen
Andreas V. sind gestern

abtransportiert worden.
´ Die Tatorte hatte die
Polizei bereits am 27.
März freigegeben.
´ Bei den Tatorten auf
dem Campingplatz han-
delt es sich nach Angaben
der Staatsanwaltschaft
Detmold nicht mehr um
Einsatzorte, die weitere
polizeiliche Maßnahmen
erfordern.

Abtransport: Die letzten Mulden nach dem Abriss der Baracke von Andreas V. werden vom Campingplatz gefahren. FOTO: TORBEN GOCKE

Einsatz fürmehr Leben
in derWeser

Regionalgespräch: Naturschützer und Behörden
sammeln Ideen zur Revitalisierung des Flusses

¥ Bad Oeynhausen (juk). Für
Karsten Otte ist die Weser „in
Stein gepackte Schiete“. Über
Jahrhunderte sei der Fluss ver-
baut worden, erklärte der Spre-
cher der Bezirkskonferenz Na-
turschutz OWL am Mittwoch
beim Regionalgespräch zur Re-
vitalisierung der Oberweserau-
en in Bad Oeynhausen. 50 Ex-
perten von Naturschutzver-
bänden und Behörden sam-
melten hier Ideen für „Wie-
derbelebungsmaßnahmen“
auf der 200 Kilometer langen
Oberweser zwischen Hanno-
versch Münden und Minden.

„Der Fluss ist in weiten Be-
reichen von Land und Leuten
abgekoppelt. Viele Menschen
können den Fluss gar nicht
mehr wahrnehmen oder gar er-
leben“, sagteMeikeKleinwäch-

ter vom Initiativkreis Ober-
weser. Das vom Bund aufge-
legte Förderprogramm „Blau-
es Band“ eröffne neue Chan-
cen, den Naturraum Weser zu
entwickeln, so Kleinwächter.
Maßnahmen, die Eingang in
das Förderprogramm finden,
können mit 75 Prozent Bun-
desmitteln rechnen.

Ziel dieses dritten Regio-
nalgespräches war es nun, Pro-
jekte speziell für den Weser-
abschnitt zwischen Hameln
und Minden zu sammeln. Nick
Büscher vom Naturschutz-
bund Niedersachsen stellte die
Auenlandschaft Hohenrode
bei Rinteln vor, die in einem
Kiesabbaugebiet entstand. Sie
könnte ein Beispiel auch für
den geplanten Kiesabbau in
Bad Oeynhausen sein.

OWLmarschiert
für den Frieden

Ostermarsch: Am Samstag wird in Gütersloh,
Herford, Paderborn und Bielefeld demonstriert

Von Sigrun Müller-Gerbes

¥ Bielefeld. Die Friedensbe-
wegung ruft zum Oster-
marsch – auch in unserer Re-
gion: Am Samstag treffen sich
Aktivisten in mehreren OWL-
Städten zu Auftaktveranstal-
tungen und reisen dann ge-
meinsamzurDemoundKund-
gebung nach Bielefeld. „Ab-
rüstung fängt bei uns vor der
Haustür an“, sagt Angelika
Claußen, Mitorganisatorin
und Europasprecherin der
„Ärzte zur Verhütung des
Atomkriegs“ (IPPNW), und
nennt als Beispiel die Eifel: In
Büschel lagern noch immer 20
Atomwaffen der USA, „die
müssen abgezogen werden“.

Aktuell aber stünden die
Zeichen weltweit und regional
eher nicht auf Abrüstung: Die
USA haben den INF-Vertrag
zum Verbot landgestützter
atomarer Mittelstreckenrake-
ten gekündigt, die NATO rüs-
tet massiv auf – und selbst in
der Senne stehe „Militarisie-
rung auf der Tagesordnung“,
wie es die Ostermarsch-Orga-
nisatoren formulieren, zu
denen neben zahlreichen Ein-
zelpersonen und kleinen In-
itiativen auch der DGB OWL,
die Flüchtlingsrettungs-Orga-
nisation Seawatch und etliche

Kreisverbände der Linken ge-
hören. Der britische Truppen-
übungsplatz, der lange als
Standort für einen möglichen
Nationalpark im Gespräch
war, solle nun „nicht etwa in
einen Naturpark umgewan-
delt, sondern noch intensiver
militärisch genutzt werden –
auch von anderen NATO-Ar-
meen“.

Dabei hätten die verheeren-
den Kriege der vergangenen
Jahre gezeigt: Abrüstung sei
dringender denn je. An die
Bundesregierung richten die
Aktivisten harsche Kritik: Sie
wolle zusätzlichMilliardenfürs
Militär ausgeben, stecke aber
gleichzeitig zu wenig Mittel et-
wa in die Pflege: „Mehrausga-
ben für Rüstung bedeuten, dass
das Geld im zivilen Bereich
fehlt“ – etwa bei Bildung oder
dem besonders wichtigen Kli-
maschutz. Man unterstütze
deshalb ausdrücklich die Schü-
ler-Initiative „Fridays for fu-
ture“ und die Proteste gegen
die Braunkohle-Förderung im
Hambacher Forst.
´ Demo in Bielefeld: Samstag,
12 Uhr, Kesselbrink, Abschluss-
kundgebung 13.30, Rathaus.
Vorher Auftaktveranstaltungen
in Herford, Gütersloh und Pa-
derborn. Info: https://bielefel-
der-friedensini.de

Holocaust-Leugnerin
bleibt weiter in Haft
Europa-Wahl: Ursula Haverbeck kandidiert

für rechtsradikale Splitterpartei

Von Dirk-Ulrich Brüggemann

¥ Bielefeld/Vlotho. Die noto-
rische Holocaust-Leugnerin
Ursula Haverbeck aus Vlotho
bleibt weiterhin in Haft. Auch
wenn die 91-Jährige am 7. Mai
zwei Drittel der von Landge-
richt Verden verhängten zwei-
jährigen Haftstrafe in der Jus-
tizvollzugsanstalt Bielefeld-
Brackwede abgesessen hat,
wird sie nicht freikommen.
Dann greift die nächste Haft-
strafe von einem Jahr und zwei
Monaten wegen Volksverhet-
zung, die das Landgericht Det-
mold gegen die Witwe ver-
hängt hat.

Der Detmolder Oberstaats-
anwalt Ralf Vetter hegt Zwei-
fel daran, dass Ursula Haver-
beck jemals vorzeitig entlas-
sen wird und ein Teil ihrer
Haftstrafen zur Bewährung
ausgesetzt wird. „Das wäre nur

möglich, wenn erkennbar wä-
re, dass sie gleiche Straftaten
nicht wiederholen würde“, so
Vetter. Zudem steht ein Pro-
zess wegen Volksverhetzung
vor dem Landgericht noch aus.

Die rechtsradikale Splitter-
partei „Die Rechte“ hat für die
bevorstehende Europawahl die
überzeugte Nationalsozialistin
als Spitzenkandidatin aufge-
stellt. Auf Plakaten wirbt die
Nazi-Partei damit, dass Ha-
verbeck aus der Haft entlassen
wird, wenn sie als Spitzenkan-
didaten vom 2. Juli ins Euro-
päische Parlament einziehen
wird.

Vetter kann sich nicht vor-
stellen, dass in diesem Fall die
Immunität für Abgeordnete
greifen wird. Bei Ursula Ha-
verbeck liegt die Verurteilung
deutlich vor dem Beginn des
Immunitätsschutzes für Abge-
ordnete.
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Abschied von der totenMutter zwischenWaschbecken und Klo
Klinikum Lippe: Eine Familie aus Lemgo muss sich aus Platzmangel auf der Behindertentoilette

von einer verstorbenen Angehörigen verabschieden. Das Krankenhaus entschuldigt sich und verspricht Abhilfe

Von Erol Kamisli

¥ Lemgo. Der offene Klode-
ckel, das Bett mit der verstor-
benen Schwiegermutter, ein-
gezwängt im Badezimmer des
Krankenhausflurs und dazu
dieser Gestank – all das be-
kommt Michael Hofreiter
(Name von der Redaktion ge-
ändert) nicht mehr aus dem
Kopf. „Weil es anscheinend
keine andere Möglichkeit gab,
hat die Nachtschwester meine
verstorbene Schwiegermutter
im Bett ins Bad auf dem Kli-
nikflur geschoben, und dort
sollten wir uns verabschie-
den“, sagt der 69-Jährige.

Mit seiner Ehefrau und sei-
ner Schwägerin war der Lem-
goer imFebruargegen4.35Uhr
ins Lemgoer Klinikum geeilt.
„Zuvor hatten wir einen An-
ruf bekommen, dass die Mut-
ter meiner Frau verstorben ist“,
erinnert sich der Ex-Schlosser.
Nur wenige Minuten später
wollte das Ehepaar auf der Kli-
nikstation Abschied von der
87-Jährigennehmen.„ImZim-

mer lag sie aber nicht mehr“,
sagt Hofreiter. Die Nacht-
schwester habe Richtung Bad
auf dem Stationsflur gezeigt.
Sie müssten dort Abschied
nehmen, es gebe zurzeit keine
andere Möglichkeit.

„Wir waren schockiert. Mei-
ne Schwiegermutter wurde im
Bett zwischen Waschbecken
und Toilette abgestellt, der
Klodeckel war noch oben, und
es stank“, erinnert sich Hof-
reiter. „Trotz aller Trauer
konnten wir uns von den äu-
ßeren Umständen nicht frei
machen – es ist entwürdigend
und pietätlos.“

Natürlich wisse er, dass Me-
diziner und Pflegekräfte oft am
Limit arbeiteten, doch Perso-
nalnot und Stress dürften nicht
dazu führen, dass das Perso-
nal, wie in diesem Fall gegen-
über Betroffenen das notwen-
dige Mitgefühl vermissen las-
sen. „Ein Abschied im Bad samt
stinkender Toilette – das geht
gar nicht“, sagt Hofreiter. Wer
ihm und seiner Frau dies zu-
gemutet habe, sollte sich fra-

gen, ob sie sich in einem so un-
würdigen Umfeld von ihren
Liebsten verabschieden wol-
len. Nach dem Schock habe die
Familie ein Bestattungsunter-
nehmen angerufen, das die
Schwiegermutter abgeholt ha-
be. Dort habe sich die Familie
würdevoll verabschieden kön-
nen. „Wenn das Klinikum
Platznot hat, hätte die Mit-
arbeiterin, nach vorheriger Ab-

sprache mit uns, den Bestatter
anrufen können, um diese Pie-
tätlosigkeit zu vermeiden“,
meint Hofreiter.

Auf Anfrage dieser Zeitung
bestätigt das Klinikum Lippe
die Vorkommnisse und ent-
schuldigt sich. „In einem per-
sönlichen Gespräch konnten
wir den Angehörigen unser
aufrichtiges Beileid ausspre-
chen und zum Ausdruck brin-

gen, dass uns das Erlebte sehr
leid tut und wir ihren Schmerz
sehr gut nachempfinden kön-
nen“, sagt Kliniksprecher
Christian Ritterbach. Er habe
die Angehörigen um Entschul-
digung gebeten, für die in der
Tat „unwürdige Verabschie-
dung der verstorbenen Mut-
ter und Schwiegermutter in
einem Badezimmer“. „Bei
übervoller Belegung wusste die
PflegekraftkeinenanderenRat.
Leider können wir es nicht
rückgängig machen.“ Das Kli-
nikum werde alles dafür tun,
um Angehörigen eine solche
Erfahrung zu ersparen.

Hofreiter freutsich,dassRit-
terbach sich persönlich ent-
schuldigt. „Aber es dauert, zu-
sätzlich zur Trauer den Ärger
über die Pietätlosigkeit zu ver-
arbeiten. Ich hoffe, dass es der
letzte Ausnahmefall war“, sagt
Hofreiter. Denn er leide auch
an Krebs und werde in Lemgo
behandelt. „Ich möchte nicht,
dass sich irgendwann meine
Familie neben einer Toilette
von mir verabschieden muss.“

Verärgert: Der 69-jährige Lemgoer vor dem Klinikum seiner Hei-
matstadt. Hier starb seine Schwiegermutter. GERSTENDORF-WELLE


